Arbeitskreis VI

Befristung und Beschränkung der Fahrerlaubnis

1. Die Dritte Führerscheinrichtlinie der EU schreibt den Mitgliedstaaten vor, ab 2013 eine zeitliche

Befristung von Führerscheinen auf 10 Jahre, maximal 15 Jahre vorzunehmen. Mit Blick

auf das verfassungsrechtliche Verhältnismäßigkeitsprinzip ist der deutsche Gesetzgeber gehalten,

unter Berücksichtigung der sozialen Bedeutung des Autofahrens den Rahmen von

15 Jahren auszuschöpfen.

2. Von der dem deutschen Gesetzgeber eingeräumten Ermächtigung, anlässlich der Erneuerung

des Führerscheins eine Prüfung der Mindestanforderungen an die körperliche und geistige

Tauglichkeit auch bei Fahrern von Pkw und Motorrädern anzuordnen, sollte kein Gebrauch

gemacht werden. Dies ergibt sich aus der empirisch gesicherten Feststellung, dass

damit im Regelfall kein relevanter unfallsenkender Effekt verbunden ist. Das gilt auch für

ältere Verkehrsteilnehmer, zumal kein gesicherter direkter Zusammenhang zwischen zunehmendem

Alter, gesundheitsbedingter Leistungseinschränkung und Unfallhäufigkeit besteht.

Vor diesem Hintergrund ist auch aus verfassungsrechtlicher Sicht ein Verzicht auf die

Inanspruchnahme der Ermächtigung geboten.

3. Wenn im Einzelfall aufgrund von Tatsachen Bedenken gegen die uneingeschränkte Eignung

bestehen und durch eine Untersuchung schwerwiegende Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit

festgestellt worden sind, ist in der Regel mit Blick auf das Verhältnismäßigkeitsprinzip

das Vorliegen einer bedingten Eignung zu prüfen. In Frage kommt etwa die Erteilung von

Auflagen und/oder die Beschränkung auf Fahrten bei Tageslicht, im Umkreis der Wohnung

und der Ausschluss von Fahrten auf Autobahnen.

4. Zur Erhaltung der Fahrkompetenz insbesondere bei älteren Menschen kann der Einzelne

selbst etwas tun. Er sollte sich körperlich und geistig fit halten, seine Fahrfertigkeiten trainieren

und sein Verkehrswissen auffrischen. Die verstärkte Nutzung von geeigneten Fahrerassistenz-

und –informationssystemen kann hilfreich sein.

Der Arbeitskreis weist erneut auf die Verantwortung der Ärzteschaft zur Aufklärung und Beratung

der Autofahrer hin.

